
 

Antrag  

der Fraktion der SPD  

betreffend völlige Intransparenz bei der EBS-Förderung -  

Aufklärung jetzt! 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Nachdem bekannt geworden ist, dass die einstimmig erbetene 

Prüfung der Finanzierung der Law School an der European Business 
School (EBS) durch den Hessischen Rechnungshof offenkundig erheb-
liche Unregelmäßigkeiten zutage gebracht hat, fordert der Hessische 
Landtag die Hessische Landesregierung auf, umgehend alle Sachver-
halte offenzulegen. Es ist nicht akzeptabel, dass der Haushaltsgesetzge-
ber in Unkenntnis über die tatsächlichen Abläufe und die tatsächlichen 
Vertragsinhalte gelassen wird.  

 
2. Deswegen fordert der Landtag die Landesregierung auf, dem zuständi-

gen Ausschuss für Wissenschaft und Kunst alle relevanten Vertragsun-
terlagen (bspw. Förderbescheid inklusive aller Nebenabreden sowie 
vereinbarten Kriterien, Verträge im Zusammenhang mit der Über-
lassung des Gerichtsgebäudes u.Ä.) zur Verfügung zu stellen. Die 
Möglichkeit der Einsichtnahme in die Verträge ist für eine umfassende 
Prüfung und Bewertung des Sachverhalts nicht ausreichend.  

 
3. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, bis zur Prüfung und Be-

wertung des Sachverhalts keinerlei Teilzahlungen mehr an die EBS zu 
leisten, um größeren Schaden vom Land abzuwenden. 

 
Wiesbaden, 28. August 2012  

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 
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 28. 08. 2012 

Zur Behandlung im Plenum 
vorgesehen 

 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


